
Satzung
über die Erlaubnisse für Sondernutzungen an öffentlichem Verkehrs-

räum

der Gemeinde Straßkirchen
(Sondernutzungssatzung)

Aufgrund des Art. 22 a des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes fBavRSV S 7311
zuletzt geändert am 26.07.2005, GVBI 2005, S. 287 sowie des I 8Abs 1Satz 4des B^n
desfemstraßengesetzes i.d.F. der Bek. vom 20.02.2003 (BGBl IS 286 geändert durch
fotn2e%atezungeS " °9'12'2°°6 (BGBI 'S2853> ^sst* <*J££SÄ2

I.

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für Sondernutzungen an:

a) SSÄÄXKT•staats"und Kreisstraßen'einschließ,ich Gehwegen
b) Gemeindestraßen im Sinne des Art. 46 BayStrWG und
c) sonstige öffentliche Straßen im Sinne des Art. 53 BayStrWG

mit ihren Bestandteilen im Sinne des §1Abs. 4 FStrG und Art. 2BayStrWG aus
genommen Nebenanlagen. y ' aus

(2)^ Diese Satzung gilt nicht für Märkte im Sinne der Gewerbeordnung (Marktveranstaltun-
§2

Beschrankung von Anschlägen aufbestimmten Flächen

hiP^rfccl2 ^ °rtS" unduLandschaftsbildes dürfen Anschläge aller Art im Geme.ndege-biet Strassk.rchen nur an bestimmten Flächen und Anschlagtafeln angebracht werden
Diese sind:

In Straßkirchen: Anschlagtafel in der Ortsmitte gegenüber dem Rathaus
(im anliegenden Lageplan 1/1)
Aufstellen von Plakatständern bei der Verkehrsinsel vor der Volk
sbank, Kirchplatz 5
(im anliegenden Lageplan I/2 - vgl. § 3 Punkt 4+5)

In Schambach: Anschlagwand beim Vitusplatz
(im anliegenden Lageplan 11/1)

In Paitzkofen: Aufstellen von Plakatständern am Dorfanger in der Ortsmitte
(im anliegenden Lageplan 111/1 - vgl. § 3Punkt 4 +5)



nutzt werden.

§ 3 Sondernutzung

*ZSl"tTZm9 liegt VOr' wenn die Straßen über den Gemeingebrauch hinaus be-

§4 Zulassungspflicht

(1) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, bedarf die Sondernutzung der
Zulassung durch die Gemeinde.

(2) Die Sondernutzung darf erst dann ausgeübt werden, wenn sie bereits zugelassen ist.

(3) Der Zulassung bedarf auch die Erweiterung oder die Änderung der Sondernutzunc,
oder deren Überlassung an Dritte. y

(4) Keiner neuen Zulassung bedarf der Übergang der Sondernutzungsrechte durch Ge
samtrechtsnachfolge sowie im Rahmen eines Geschäfts- oder Grundstücksübergan-
ges.

§ 5 Zulassungsfreie Sondernutzungen

(1) Keiner Zulassung bedürfen:

a) Werbeanlagen, Markisen und Vordächer im Luftraum über Gehwegen-
Diese dürfen aber nur außerhalb des Lichten Raumes (4.50 mHöhe Fahrbahn
breite +seitlicher Sicherheitsstreifen von 75 cm Breite bzw 50 cm Breite bei
Hochborden) angebracht werden. Jede Anlage, die in den Lichten Raum der Fahr
bahn hineinragt, ist genehmigungspflichtig.

b) Treppenanlagen, die nicht mit mehr als einer Trittstufe in den Verkehrsraum des
behweges hineinragen. Das gilt nicht für den Verkehrsraum der Fahrbahn.

c) Sondernutzungen, wenn die Erlaubnis nach der Straßenverkehrsordnung bereits
durch die Straßenverkehrsbehörde erteilt wurde; die Erhebung von Sondernut
zungsgebühren bleibt davon unberührt;

e) Sondernutzungen, die aufgrund des Versammlungsgesetzes genehmigt werden.

(2) Zulassungsfreie Sondernutzungen können eingeschränkt oder ganz untersagt werden
wenn Verkehrsbelange dies vorübergehend oder auf Dauer erfordern.

(3) Für zulassungsfreie Sondernutzungen gelten die §§ 12 und 13 entsprechend.



§6
Wahlen und Abstimmungen

(1) Die Wahlwerbung von zu den Wahlen zugelassenen politischen Parteien und Wäh-
tergruppen wird erlaubnisfrei gestellt. Den zu den Wahlen zugelassenen politischen
Parteien und Wahlergruppen wird gestattet, bewegliche Wahlplakatständer auf
Gehsteigen und außerhalb von Verkehrsflächen liegenden Grundstücken aufzustel
len sowie Plakate an Lichtmasten anzubringen, wenn dadurch weder der Fußgän
gerverkehr behindert, noch der fließende Verkehr auf den Straßen beeinträchtigt
wird Die Plakate dürfen weder durch Form, Farbe und Größe noch durch Art und
Urt der Anbringung Anlass zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und Verkehrs-
einrichtungen geben oder deren Wirkung beeinträchtigen. Werbeanlagen dürfen nur
außerhalb des Lichten Raumes (4.50 m Höhe, Fahrbahnbreite + seitlicher Sicher
heitsstreifen von 75 cm Breite bzw. 50 cm Breite bei Hochborden) angebracht wer
de^ Auch die Freihaltung der erforderlichen Sichtdreiecke von 70 mentlang der
Vorfahrtsstraße (gemessen vom Schnittpunkt der Fahrbahnachsen) und 3 ment
lang der einmundenden Straße (gemessen vom Fahrbahnrand der Vorfahrtsstra
ße) von sichtbehindernden Gegenständen von mehr als 0,80 cm Höhe ist dabei zu
beachten.

(2) Als Termine für die Wahlwerbung gelten bis zur Neufassung des § 28 LStVG die
Empfehlungen des Bayer. Staatsministerium des Innern:

a) Europawahlen:
6 Wochen vor dem Wahltermin

b) Bundestagswahlen:
6 Wochen vor dem Wahltermin

c) Landtagswahlen
6 Wochen vor dem Wahltermin

d) Kommunalwahlen
6 Wochen vor dem Wahltermin

(3) Bei Volksbegehren wird den jeweiligen Antragstellern während der Dauer der Auslequnq
der Eintragungslisten die Werbung gestattet.

(4) Den jeweiligen Antragstellern und den jeweiligen politischen Parteien und Wählergruppen
bei Volksentscheiden wird die Werbung 4Wochen vor dem Abstimmungstermin gestattet.

(5) Diese Werbemittel müssen innerhalb einer Woche nach der Wahl, dem Volksbegehren
oder den Volksentscheiden wieder entfernt werden.

(6) Werden vom Bayer. Staatsministerium des Innern für die Punkte 3-5 künftig andere Zeit
punkte festgelegt, so geltend diese Termine,

§ 7 Verpflichteter

(1) Verpflichteter im Sinne dieser Satzung ist, wer eine Sondernutzung ausüben will oder
bereits unerlaubterweise ausübt.
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§ 8 Zulassung

(1) ?uSs^übn^We!?en^rCh 6ine Erlaubnis nach öffentlichem Recht (Sonder-nutzungserlaubnis) oder durch Gestattungsvertrag nach bürgerlichem Recht zugelas-

<2> und AuS^^un^HZei* u* ^ Widemrf 96Wahrt Und kann unter Bedingungenuna Autlagen und unter dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen erfolgen.

<3) n^TmlTnasSTn^h856' ^"""S 9eWährte ZulaSSun9 wird die Erlaub™- °der Ge-nenmigungspflicht nach sonstigen Vorschriften nicht berührt.

§ 9 Gestattungsvertrag

(1) dumher«faU«9en' dL6 d6n Gemein9ebrauch nicht beeinträchtigen können, werden
zünJl S^ Fn9HSKVe?rag,ZUf'aSSen- Es fallen darunter insbesondere die Sondemutzungen unter Erdbodengleiche und Uberbauungen. Gestattungen ohne Beeinträcht
d9enn)aueßerhae,bdS?brHrCheRS »T^TranspaZe"undRohKn
Staatsstraßen vnm ^"^ o*5 Über der Fahrbahn usw' werden für Bu^es- undKpltrlf 7 Staatlichen Bauamt Passau, Servicestelle Deggendorf und für
Kreisstraßen vom Landratsamt Straubing-Bogen erteilt.

(2) Durch Gestattungsvertrag werden ferner geregelt:

a) Sondernutzungen für Zwecke der öffentlichen Versorgung-
b Sondernutzungen, die in Konzessionsverträgen miterlaubt werden'
c) Sondernutzungen aus Anlass der Kirchweihen, für den Faschingsrummel.

II.

Erteilung und Inhalt der Sondernutzungserlaubnis

§ 10 Erlaubniserteilung

(1) Die Erlaubnis wird schriftlich auf Antrag erteilt.

<2) Zwe^unH n^ ^'f"9 T,^ bei der Gemeinde gestellt werden muss. sind Art,
S Sondern^;,no9eneKIS ^ Abmessungen und die voraussichtliche Daueraer oonaernutzung anzugeben.

(3) Im Einzelfall kann eine Erläuterung durch Zeichnung oder in sonst geeigneter Weise
beSügeT ^arbeiten sind dem Antrag zwei Lagepläne (Maßstab tS)

§ 11 Erlaubnisversagung



(1) Die Erlaubnis ist zu versagen,

3) ™£ü&SSZVÄ niCW Vertre,bare Be-nträchti9ung der Sch
wer AuflagelÄ ^ "* *"* Bed'n9Un9en

b wenn die Sondernutzung gegen andere Rechtsvorschriften verstößt

lPS^^ZkS&£Z° - «»Ä—*" der
St ÄsrLtrnte8en'die der^^^«--,
0SÄSSSSSS^des Genusses a,koholischer Getränke außerhaib
g) für das Betteln in jeglicher Form.

(2> d^rchrd1fHTutalVvoSnatWH rden, Wem dUrCh d'e GeStaltun9 der Sondernutzung oderaurcn aie Häufung von Sondernutzungen das Ortsbild leidet.

(3) oSr^ÄÄ^LTf86 d6S Gemein9ebrauchs, insbesondere der Sicherheit
T^SX^^s^rSchutz der straßen oder anderer recht,ich

§ 12 Freihaltung von Versorgungsleitungen

Je'̂ dai^erSnnde, 'Üf*^ St^ßen nUr S° an9ebracht oder aufgestelltnnr c !f , 9 9 ZU allen ln dle Straße eingebauten öffentlichen LeitunaenIJSK*"«*« Arbeten auf Straßin dürfen öffentliche Le! en
una tinnchtungen nicht gestört odergefährdet werden.

(2) SrfenöSeÄ0.^ GegenStande für län9ere Dauer angebracht oder aufgestellt, so
d£ JsoäSvedenPnÄ U,nd E,nrichtun9en nicht überdeckt werden. Ein etwa für
zuhalten 9 Un9en Und Einrichtun9en erforderlicher Platz ist frei-

§ 13 Beendigung der Sondernutzung

(1> d^anSigeT ** *"' UnbeStimmte Zeit erlaub^ Sondernu.zung ist der Gemein-

<2) Wher'eSe?1"' ^ * ** ^ bestimmten **»«> genehmigte Sondernutzung

<3) 7m G^mÄ? m!erlaSSen' so 9üt die Sondernutzung erst dann als beendet, wenndie Gemeinde Kenntnis von der tatsächlichen Beendigung erlangt oder der Sonder
nutzer den Beendigungszeitpunkt nachweisen kann.

§ 14 Beseitigung von Anlagen und Gegenständen

<1) nEu?zralanlaaaUebn!iSp?tr T* ^ t™'6"' S° hal der Erlaubnisnehmer die Sonder-
zugXu heutigen '" *" S°ndemUtZun9 «™»*Wa Gegenstände unver-

(1)



(2) i6'fp hSrK ZUSta,nd der Straße ist wiederherzustellen. Die Gemeinde kann gegenüberdem Erlaubnisnehmer bestimmen, in welcher Weise dies zu geschehen hat

(3) 2taÄ5 1Td 29e'ten entsPrechend. wenn die Erlaubnis für eine bereits ausqe-uote Sondernutzung versagt wird. au&ye

§15 Haftung

(1> zDuenrasanaraanereD^rpnafteH "? d,e,Verkeh^3icherheit der angebrachten Sondernut-
siSng fangen mde ^ *" AbSCh'USS einer ausrei<*enden HaftpfHchtver-

(2) Wird durch die Sondernutzung der Straßenkörper beschädigt, so hat der Verpflichtete
Sann dTe v'onffeh?^^ ™SCh'ießen Und der Gemeinde ^"^ «Se genSrÄ "standsetzu(n£I abgeschlossen ist und die Straße dem öffentlichen
durch dL Gemeinde 9m9 *** * ^ biS Z" endgÜlti9en Wiederherstellung

§ 16 Gebühren und Kostenersatz

(1) n^hdHLERaUbniS"LVeLSa9UngS" oder Widerrufsbescheid sind Verwaltungsgebührennach dem Bayerischen Kostengesetz (KG) zu entrichten.

(2) bOÜnS^mzaSbün9 S6lbSt Sind GSbÜhren n3Ch d6r S-d-nutzungsge-
<3) ÄnhT GebÜhre" ,sind alle Kosten » ersetzen, die der Gemeinde als Träger der

S^a^Cenent8tehen- ^ G6meinde kann an96messene Vorschüsse
III.

Schlussbestimmungen

§ 17 Übergangsregelung

(1) Diese Satzung gilt auch für bereits bestehende Sondernutzungen.

(2) Für Sondernutzungen, die vertraglich vereinbart sind, gelten die Vorschriften dieser
batzung von dem Zeitpunkt an, zu dem das bisherige Rechtsverhältnis beendet ist.

§ 18 Inkrafttreten

Die Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft

Strasskirchen, den 05.07.2007

E.GrützVfep^Sd
Bürgermeister*—^^ "

Gemeinde 35afBWteh0rfe\


